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B e r i c h t

Der Ausschuss für Finanzen hat den Einzelplan 04 – Ministerium für Kultus, Ju-
gend und Sport des Staatshaushaltsplans für die Haushaltsjahre 2018/19 in seiner
24. Sitzung am 29. November 2017 beraten. 

In die Beratung einbezogen wurden auch folgende Mitteilungen sowie das
Schreiben des Kultusministeriums, soweit Einzelplan 04 betroffen:

    a)  Mitteilung des Ministeriums für Finanzen vom 
        8. November 2017
        – Beschäftigungsbedingungen, Bezüge, 

und Ausstattung der vom Land Baden-Württemberg 
aufgrund außertariflicher Sonderverträge Beschäftigten

        – Drucksache 16/3019

    b) Mitteilung der Landesregierung vom 6. November 2017
        – 48. Landesjugendplan Baden-Württemberg für die

Haushaltsjahre 2018/2019
        – Drucksache 16/3009

        mit der Empfehlung des Ausschusses für Kultus, Jugend 
        und Sport, soweit Einzelplan 04 berührt ist, vom 
        15. November 2017 (Anlage 1)
    c)  Mitteilung der Landesregierung vom 6. November 2017
        – 26. Landessportplan Baden-Württemberg für die

Haushaltsjahre 2018/2019
        – Drucksache 16/3004

        mit der Empfehlung des Ausschusses für Kultus, Jugend 
        und Sport vom 15. November 2017 (Anlage 2)
    d) Schreiben des Ministeriums für Kultus, Jugend und Sport
        vom 13. November 2017
        – Übersichten zum Schulhausbau und zum Sportstättenbau

(Anlage 3)

Die zu dieser Einzelplanberatung schriftlich eingebrachten Änderungsanträge
04/1 bis 04/15, 04/17, 04/19 bis 04/21, 04/23 bis 04/52, 12/2 sowie die Ent -
schließungsanträge 04/16, 04/18 und 04/22 sind diesem Bericht beigefügt (siehe
Anlagen).
Der Vorsitzende begrüßt die Vertreterinnen und Vertreter des Ministeriums für
Kultus, Jugend und Sport.

Die Berichterstatterin führt aus, mit dem vorliegenden Haushaltsplanentwurf für
den Einzelplan 04 werde ein neuer Rekord erreicht. Die Zahlen aus dem laufen -
den Haushaltsjahr würden noch einmal getoppt. So betrügen die Gesamtausgaben
im Jahr 2018 rund 11,09 Milliarden € und im Jahr 2019 ca. 11,37 Milliarden €.
Dies seien knapp 500 Millionen € bzw. etwa 750 Millionen € mehr als im Haus -
haltsjahr 2017. Die Finanzministerin habe bereits bei der Ersten Beratung des
Haushalts darauf hingewiesen, dass jeder fünfte Euro dieses Doppelhaushalts in
den Bereich des Kultusministeriums fließe. Der Anteil dieses Einzelplans am
Gesamtetat des Landes betrage demnach rund 22 %.

Etwas mehr als 86 % der Gesamtausgaben im Einzelplan 04 entfielen auf den Per-
sonalbereich. Der Anteil der Stellen des Einzelplans 04 an der Gesamtstellenzahl
des Landes betrage rund 53 %. Für das Jahr 2018 seien 107 312 Stellen und für
das Jahr 2019 107 637 Stellen ausgebracht worden. Dies seien jeweils etwas
weniger als im laufenden Haushaltsjahr.

Die globale Minderausgabe betrage im Jahr 2018 83,41 Millionen € und im Jahr
2019 90,9 Millionen €. Die strukturelle Konsolidierungsvorgabe, die der Minis-
terrat am 4. April 2017 ressortweit beschlossen habe, schlage im Jahr 2018 mit
rund 23,07 Millionen € und im Jahr 2019 mit ca. 46,07 Millionen € zu Buche. Das
Kultusministerium könne durch entsprechende Maßnahmen einen strukturellen
Konsolidierungsbeitrag von ca. 10,6 Millionen € im Jahr 2018 und von rund 



11

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 16 / 3204

26,1 Millionen € im Jahr 2019 realisieren. Die nicht erbrachten Konsolidierungs -
vorgaben seien in der einzelplanspezifischen globalen Minderausgabe enthalten.

Einzelne Konsolidierungsmaßnahmen beträfen beispielsweise in Kapitel 0436 
– Allgemeine Schulangelegenheiten – die Titelgruppe 70 – Präventionsmaßnah-
men an Schulen –, in der der Haushaltsansatz im Bereich der Prävention, Super -
vision sowie Krisenintervention und -nachsorge um 2 Millionen € pro Jahr redu -
ziert werde. Über die Schulkapitel 0405 bis 0420 hinweg gebe es in den jeweili-
gen Titeln 422 01 – Bezüge und Nebenleistungen der Beamtinnen und Beamten –
einen Minderbedarf von 97 Deputaten ab 1. August 2018 und weiteren 59 Depu-
taten ab 1. August 2019 für die Gewährung der Altersermäßigung aufgrund der
Änderung der Altersstruktur der Lehrkräfte. Hierdurch würden im Jahr 2018
knapp 2,8 Millionen € und im Jahr 2019 etwas mehr als 8,4 Millionen € einge -
spart.

Für 2018 würden zusätzliche 322 Stellen und für 2019 weitere 248 Stellen für
Referendarinnen und Referendare sowie Lehramtsanwärterinnen und -anwärter
neu geschaffen.

Der Rechnungshof habe im Jahr 2015 die Aufbau- und Ablauforganisation im
Kultusministerium analysiert und in diesem Zusammenhang u. a. die Personalaus -
stattung untersucht. Das Ergebnis sei in die Denkschrift 2016 eingeflossen. Da-
rauf basierend, habe der Ausschuss für Finanzen eine Beschlussempfehlung an
den Landtag erarbeitet, wonach die im Ministerium als Ersatz für abgeordnetes
Personal dauerhaft benötigten Stellen im Haushaltsplan 2018/2019 aus dem Ge -
schäftsbereich haushaltsneutral in das Kapitel 0401 – Ministerium – übertragen
werden sollten. Der Landtag sei dieser Empfehlung mit Beschluss vom 20. Okto-
ber 2016 gefolgt. Zur Umsetzung dieser Beschlussempfehlung würden im vor-
liegenden Staatshaushaltsplan insgesamt 112 Lehrkräftestellen aus den Schulka-
piteln gleichwertig nach Kapitel 0401 übertragen. Dadurch seien keine Auswir -
kungen auf die Unterrichtsversorgung zu befürchten.

Die Stellen für die Lehrkräfte an den Gemeinschaftsschulen würden schulartspe -
zifisch aus den übrigen Schulkapiteln – Grund-, Haupt- und Werkrealschulen,
SBBZ, Realschulen und Gymnasien – in das Kapitel 0418 – Gemeinschafts -
schulen – übertragen und dort in der bisherigen Wertigkeit ausgebracht. Auf der
Grundlage des für das Schuljahr 2018/2019 prognostizierten Bedarfs würden im
Jahr 2019 insgesamt 1 150 Stellen nach Kapitel 0418 übertragen.

Ebenfalls ausgebracht seien die Stellen für die Schulleiter und Stellvertreter der
Gemeinschaftsschulen aus dem Schuljahr 2016/2017. Diese Stellen gälten zwar
nach den Regelungen des Staatshaushaltsgesetzes zu dem Schuljahresbeginn als
geschaffen, zu dem die schulorganisatorische Maßnahme genehmigt werde.
Gleich wohl müsse die Veranschlagung im Staatshaushaltsplan nachgeholt wer-
den. Dabei handle es sich um insgesamt 60 Stellen für die Gemeinschaftsschulen.

Seit dem Uretat 2015/2016 sei in Kapitel 0436 – Allgemeine Schulangelegenhei -
ten – der Abbaupfad bei den Lehrkräftestellen in Form von k.w.-Vermerken aus-
gebracht. 633 Lehrkräftestellen würden aufgrund der zum 1. August 2017 ausge-
brachten k.w.-Vermerke zum Schuljahresbeginn 2017/2018 nicht besetzt und fie-
len im Haushaltsjahr 2018 weg.

Zu den bildungspolitischen Maßnahmen mit zusätzlichem Stellen- bzw. Deputats-
bedarf zählten beispielsweise der weitere Ausbau der Poolstunden für die Real -
schulen, ein weiterer Aufwuchs im Bereich der Inklusion, die Weiterführung der
Informatik an Gymnasien, die Erweiterung der Kontingentstundentafel für die
Grundschule, der weitere Ausbau des islamischen Religionsunterrichts und die
Ausweitung des Faches Ethik ab dem Schuljahr 2019/2020. 

Ein weiterer wichtiger Punkt im Personalbereich seien die Stellenhebungen nach
A 13 aufgrund der Qualifizierung von Hauptschullehrkräften. In diesem Zusam-
menhang hätten in den kommenden Jahren schrittweise rund 5 000 Lehrinnen und
Lehrer die Möglichkeit, an Lehrgängen für einen horizontalen Laufbahnwechsel
teilzunehmen.

Mit den Nachträgen zum Staatshaushaltsplan 2015/2016 seien insgesamt 1 165
Lehr kräftestellen zur Beschulung von Flüchtlingskindern und jugendlichen Flücht -
lingen geschaffen worden. Diese Stellen sollten im Haushalt 2018/2019 bedarfs-
gerecht erhalten bleiben. Hierzu sei es notwendig, einen Teil der bestehenden
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k.w.-Setzungen an die aktuellen Erfordernisse anzupassen. 565 Stellen seien be -
reits bis zum 1. August 2018 befristet. Die weiteren 600 Stellen würden im Ent -
wurf des Staatshaushaltsplans 2018/2019 in vollem Umfang fortgeführt und zum
1. August 2019 k.w. gesetzt.

Die Abgeordnete wendet sich sodann den Sachausgaben zu und erläutert, das bis -
herige Fördervolumen bei der Schulbauförderung öffentlicher und freier Träger
von rund 79 Millionen € werde für die Jahre 2018 und 2019 aus Mitteln des KIF
um kumulativ etwa 79,8 Millionen € erhöht. Dies diene dem Abbau des in diesen
beiden Förderbereichen bereits bestehenden erheblichen Antragsstaus von rund
276 Millionen € bzw. rund 54 Millionen €.

Mit der erst vor Kurzem beschlossenen Novellierung des Privatschulgesetzes sei
der Zuschuss für die Kopfsatzschulen auf 80 % der Kosten eines Schülers an einer
öffentlichen Schule erhöht worden. Hierfür seien im Haushaltsjahr 2018 insge-
samt zusätzlich 13,533 Millionen € und im Haushaltsjahr 2019 insgesamt zusätz -
lich 13,823 Millionen € vorgesehen.

Außerdem sei das Urteil des Verfassungsgerichtshofs vom 6. Juli 2015 umgesetzt
und der Ausgleichsanspruch bei einem vollständigen oder teilweisen Verzicht auf
Schulgeld verfassungskonform konkretisiert worden. Hierfür seien im Haushalts-
jahr 2018 insgesamt zusätzlich 49,317 Millionen € und im Haushaltsjahr 2019
ins gesamt zusätzlich 51,218 Millionen € veranschlagt worden.

Aufgrund eines Urteils des Verwaltungsgerichtshofs Baden-Württemberg müssten
die gesamten Unterbringungs- und Verpflegungskosten von Berufsschülern wäh -
rend der Dauer der internatsmäßigen Unterbringung in der Ausbildungszeit erstattet
werden. Nachdem bereits eine erste Anpassung des Haushaltsansatzes im Haus -
halts jahr 2017 vollzogen worden sei, erfolge nun die vollumfängliche Veranschla-
gung. Die Mehraufwendungen betrügen für die Jahre 2018 und 2019 jeweils 12 Mil-
lionen €.

Zur Förderung von Betreuungsangeboten im Rahmen der Verlässlichen Grund-
schule, zur flexiblen Nachmittagsbetreuung und zu den Hortgruppen sei anzu -
merken, der bisher etatisierte Haushaltsansatz in Höhe von 62 Millionen € 
reiche rechnerisch lediglich für knapp 18 400 Betreuungsgruppen aus. Im Jahr
2017 müsse bereits von rund 20 600 eingerichteten Betreuungsgruppen ausge-
gangen werden. Eine genaue Prognose der tatsächlich eingerichteten Betreu-
ungsgruppen sei dabei nur bedingt möglich. Der Mehrbedarf diene zum Abbau
der entstan denen Bugwelle im Umfang von jeweils 6 Millionen € in den Jahren
2018 und 2019 sowie der nach wie vor steigenden Nachfrage auf der Basis der
derzeit geltenden Regelungen im Umfang von jeweils 9 Millionen € für 2018
und 2019.

Für den weiteren Ausbau des Faches Informatik in der Sekundarstufe I seien 114
Deputate im Jahr 2018 und 42,5 zusätzliche Deputate im Jahr 2019 vorgesehen.

Zur Erweiterung der frühkindlichen Bildung und für die Fortführung der Förde -
rung zur Weiterentwicklung von Kinder- und Familienzentren sei ein Mehr von
694 000 € im Jahr 2018 und von 1,676 Millionen € im Jahr 2019 erforderlich.
Dadurch werde dieser Ansatz fortgeführt und weiterentwickelt.

Das im Jahr 2016 erreichte Fördervolumen des Solidarpakts Sport von rund 
70 Millionen € werde für die Jahre 2017 bis 2021 um kumulativ 38 Millionen €
erhöht.

Im Rahmen der Digitalisierungsoffensive im Bildungsbereich seien beispiels -
weise für den Betrieb der digitalen Bildungsplattform jeweils 10 Millionen € in
den Jahren 2018 und 2019 und für den Start einer integrierten, maßgeschneiderten
Qualifizierungsoffensive jeweils 2,45 Millionen € in den beiden kommenden
Jahren vorgesehen. Insgesamt seien knapp 17,5 Millionen € im Jahr 2018 und
knapp 15,4 Millionen € im Jahr 2019 für die Digitalisierungsoffensive im Bil-
dungsbereich veranschlagt.

Der Vorsitzende weist darauf hin, dass sich die Fraktionen darauf verständigt hät-
ten, hier im Ausschuss auf eine Allgemeine Aussprache über den Haushalt zu
verzichten. Diese solle der Debatte im Plenum vorbehalten bleiben.

Ein Abgeordneter der Fraktion der CDU beantragt, die Kapitel 0402 – Allge-
meine Bewilligungen –, 0436 – Allgemeine Schulangelegenheiten – und 0441 –
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Überregionale und internationale Kulturpflege und Bildungshilfe für Entwick-
lungsländer – zu den Resten zurückzustellen.

Der Ausschuss stimmt diesem Antrag ohne Widerspruch zu.

Er nimmt von der Mitteilung Drucksache 16/3019, soweit diese
den Einzelplan 04 betrifft, ohne Widerspruch Kenntnis.

Der Ausschuss nimmt des Weiteren vom Vorwort, von den pro-
duktorientierten Informationen sowie der grafischen Übersicht der
Fach- bzw. Servicebereiche ohne Widerspruch Kenntnis.

Kapitel 0401

Ministerium

Dem Änderungsantrag 04/42 wird mehrheitlich zugestimmt.

Kapitel 0401 mit den beschlossenen Änderungen mehrheitlich ge -
nehmigt.

Der Vorsitzende erinnert daran, der Ausschuss habe Kapitel 0402 – Allgemeine
Bewilligungen – zu den Resten zurückgestellt.

Kapitel 0403 und 0404 jeweils einstimmig genehmigt.

Kapitel 0405

Grund-, Haupt- und Werkrealschulen

Der Vorsitzende ruft die Änderungsanträge 04/41, 04/13 und 04/26 mit zur Be-
ratung auf.

Ein Abgeordneter der Fraktion der AfD erläutert die Änderungsanträge 04/26 und
04/41 seiner Fraktion im Sinne der schriftlichen Begründungen.

Ein Abgeordneter der Fraktion der SPD äußert, die AfD-Fraktion greife in ihren
Änderungsanträgen bei der Gegenfinanzierung regelmäßig auf das Kapitel 0408 
– Sonderpädagogische Bildungs- und Beratungszentren (SBBZ), Staatliche SBBZ
und Staatliche SBBZ mit Internat – zurück. Zudem weise sie immer wieder darauf
hin, dass sie ein Problem mit der Inklusion habe. Eine Gegenfinanzierung über
dieses Kapitel bedeute nichts anderes, als dass die AfD-Fraktion die Beschulung
behinderter Kinder ablehne. Dies könne nur als großer Fehler bezeichnet werden.

Eine Abgeordnete der Fraktion GRÜNE merkt an, die AfD-Fraktion habe meh -
rere Änderungsanträge eingebracht, die sich gegen die Gemeinschaftsschule rich -
teten. Sie betont, die Lehrkräfte und Schulleitungen folgten den Schülerinnen und
Schülern. Dementsprechend würden die Ressourcen verteilt. Der Behauptung, die
die AfD-Fraktion in den vorliegenden Änderungsanträgen aufgestellt habe, dass
die Anmeldezahlen hinter den Erwartungen zurückblieben und die Gemein-
schaftsschule von Eltern und Schülern nicht angenommen werde, könne sie nur
entgegnen, dass die Gemeinschaftsschulen weiter wüchsen. Insofern könnten die
inhaltlich und sachlich falschen Änderungsanträge nur abgelehnt werden.

Der Vorsitzende weist darauf hin, der Änderungsantrag 04/41 gehe weiter als der
Änderungsantrag 04/13 und werde daher zuerst zur Abstimmung gestellt.

Die Änderungsanträge 04/41 und 04/13 verfallen jeweils mehr heit -
lich der Ab lehnung.

Der Änderungsantrag 04/26 wird ebenfalls mehrheitlich abgelehnt.

Kapitel 0405 mehrheitlich genehmigt.
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Kapitel 0408

Sonderpädagogische Bildungs- und Beratungszentren (SBBZ), 
Staatliche SBBZ und Staatliche SBBZ mit Internat

Der Vorsitzende ruft die Änderungsanträge 04/27 und 04/14 mit zur Beratung auf.
Er stellt fest, dass zu diesem Kapitel keine Wortmeldungen vorlägen, und macht
darauf aufmerksam, dass er zuerst über den Änderungsantrag 04/27 abstimmen
lasse, da dieser weiter gehe als der Änderungsantrag 04/14.

Die Änderungsanträge 04/27 und 04/14 werden jeweils mehrheit -
lich abgelehnt.

Kapitel 0408 mehrheitlich genehmigt.

Kapitel 0410

Realschulen

Der Vorsitzende gibt bekannt, hierzu lägen die Änderungsanträge 04/1 Abschnitt I
und 04/15 vor.

Ein Abgeordneter der Fraktion der SPD legt dar, seine Fraktion halte die
Streich ung von Lehrerstellen, die zu diesem Schuljahr vorgenommen worden sei,
für falsch. Der Änderungsantrag 04/1 habe zum Ziel, zumindest einen Teil der
Stellenstreichungen wieder zurückzunehmen. Des Weiteren fordere die SPD-
Fraktion mit diesem Änderungsantrag die Entfristung von Stellen für die Sprach-
förderung. In dieser Hinsicht gehe ihr der Haushaltsplanentwurf nicht weit genug.

Ein Abgeordneter der Fraktion der FDP/DVP wirft die Frage auf, ob der Än-
derungsantrag der SPD-Fraktion nicht obsolet sei. Denn nach seinem Dafürhalten
seien bereits 600 Stellen entfristet worden. Dies sei deutlich mehr, als mit dem
Änderungsantrag gefordert werde.

Die Ministerin für Kultus, Jugend und Sport stimmt ihrem Vorredner zu und stellt
richtig, die Stellen seien nicht entfristet, sondern verlängert worden.

Der Abgeordnete der Fraktion der SPD äußert, wenn er den Stellenplan richtig
lese, seien 600 k.w.-Stellen auf die Jahre 2018 und 2019 weitergeschoben wor-
den.

Ein Vertreter des Ministeriums für Kultus, Jugend und Sport erklärt, 633 k.w.-
Vermerke aus dem Abbaupfad und 441 k.w.-Vermerke aus der Konsolidierung
seien bereits zum 1. August 2017 gesperrt worden. Diese würden jetzt haushalts -
technisch nachgezogen und fielen weg. Insofern werde die haushaltstechnische
Nachwirkung des Jahres 2017 nunmehr im Haushalt 2018 abgebildet.

Der Abgeordnete der Fraktion der SPD teilt auf Nachfrage des Vorsitzenden mit,
seine Fraktion halte den Änderungsantrag 04/1 dennoch aufrecht.

Der Vorsitzende merkt an, Abschnitt I des Änderungsantrags 04/1 gehe weiter als
der Änderungsantrag 04/15. Deshalb stelle er den Abschnitt I des Änderungs -
antrags 04/1 zuerst zur Abstimmung.

Der Abschnitt I des Änderungsantrags 04/1 und der Änderungs -
antrag 04/15 werden jeweils mehrheitlich abgelehnt.

Kapitel 0410 mehrheitlich genehmigt.

Kapitel 0416

Gymnasien und Staatliche Gymnasien 
in Aufbauform mit Internat

Der Vorsitzende ruft die Änderungsanträge 04/3, 04/17, 04/28 und 04/29 sowie
den Entschließungsantrag 04/16 mit zur Beratung auf.

Ein Abgeordneter der Fraktion der SPD äußert, in der Begründung ihres Än-
derungsantrags 04/17 sowie weiterer Änderungsanträge verweise die FDP/DVP
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darauf, dass die Gegenfinanzierung über eine Streichung von Stellenaufwüchsen
in der Umweltverwaltung erfolgen solle. Das Potenzial, das darin von der FDP/
DVP gesehen werde, könne die SPD nicht in dem gleichen Maß erkennen. Daher
werde sich die SPD bei der Abstimmung über die betreffenden Änderungsanträge
der FDP/DVP der Stimme enthalten.

Ein Abgeordneter der Fraktion der AfD weist darauf hin, die Änderungsanträge
04/28 und 04/29 der AfD zielten auf eine Stärkung der Gymnasien, und fügt
hinzu, er habe den Hinweis, dass keine „Propagandareden“ gehalten werden soll-
ten, verstanden.

Ein Abgeordneter der Fraktion der FDP/DVP teilt zum Änderungsantrag 04/3 der
SPD mit, die FDP/DVP teile das mit diesem Änderungsantrag verbundene Ziel
durchaus. Die SPD schlage vor, die begehrten Mehrausgaben durch Minderaus-
gaben beim Schuldendienst zu decken. Hierzu gebe er zu bedenken, dass diese
Gegenfinanzierung einen einmaligen Effekt hätte, während die Mehrausgaben als
dauerhaft anzusehen wären. Insofern halte die FDP/DVP die vorgeschlagene Ge -
genfinanzierung für wenig überzeugend und könne dem Änderungsantrag 04/3
nicht zustimmen.

Der Vorsitzende stellt fest, der Änderungsantrag 04/3 gehe weiter als die Ände -
rungsanträge 04/17 und 04/28, sodass er zunächst über den Änderungsantrag 04/3
abstimmen lasse. 

Die Änderungsanträge 04/3, 04/17, 04/28 und 04/29 werden je -
weils mehrheitlich abgelehnt.

Kapitel 0416 mehrheitlich genehmigt.

Der Vorsitzende weist darauf hin, der Entschließungsantrag 04/16 betreffe neben
dem Kapitel 0416 auch die Kapitel 0418 und 0420. Er hält das Einverständnis des
Ausschusses dazu fest, dass er jetzt an dieser Stelle über den Entschließungs -
antrag abstimmen lasse.

Der Entschließungsantrag 04/16 wird mehrheitlich abgelehnt.

Kapitel 0418

Gemeinschaftsschulen

Der Vorsitzende ruft die hierzu eingebrachten Anträge mit zur Beratung auf und
stellt fest, dass keine Wortmeldungen vorlägen. Er weist darauf hin, der Ände -
rungsantrag 04/30 gehe weiter als die Änderungsanträge 04/4 und 04/12. Daher
lasse er zunächst über den Änderungsantrag 04/30 abstimmen.

Die Änderungsanträge 04/30, 04/4, 04/12 und 04/31 werden je -
weils mehrheitlich abgelehnt.

Kapitel 0418 mehrheitlich genehmigt.

Der Vorsitzende macht darauf aufmerksam, der Entschließungsantrag 04/18 be -
rühre neben dem Kapitel 0418 auch das Kapitel 0436: Allgemeine Schulangele-
genheiten. Er hält das Einverständnis des Ausschusses dazu fest, dass jetzt an
dieser Stelle über den Entschließungsantrag abgestimmt werde.

Der Ausschuss lehnt den Entschließungsantrag 04/18 mehrheitlich
ab.

Kapitel 0420

Berufliche Schulen (Berufsschulen, Berufsfachschulen, 
Berufskollegs, Berufliche Gymnasien, 

Berufsoberschulen, Fachschulen)

Der Vorsitzende ruft Abschnitt II des Änderungsantrags 04/1 sowie den Än-
derungsantrag 04/20 mit zur Beratung auf und erklärt nach der Feststellung, dass
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keine Wortmeldungen bestehen, er lasse zunächst über Abschnitt II des Ände rungs -
antrags 04/1 abstimmen, da dieser weiter gehe als der Änderungsantrag 04/20.

Der Abschnitt II des Änderungsantrags 04/1 und der Änderungs -
antrag 04/20 werden jeweils mehrheitlich abgelehnt.

Kapitel 0420 mehrheitlich genehmigt.

Kapitel 0428 und 0435 jeweils einstimmig genehmigt.

Der Vorsitzende erinnert daran, der Ausschuss habe Kapitel 0436 – Allgemeine
Schulangelegenheiten – zu den Resten zurückgestellt.

Kapitel 0439

Vorschulische Bildung und Betreuung

Der Vorsitzende ruft den Änderungsantrag 04/8 und den Entschließungsantrag
04/22 mit zur Beratung auf.

Ein Abgeordneter der Fraktion der SPD schickt vorweg, es sei angedacht, die 
84 Millionen €, die ursprünglich für den Kinderbildungspass vorgesehen gewesen
seien, insgesamt in die Qualitätssicherung zu investieren. Die SPD halte Investi-
tionen in die Qualität für nötig.

Er fährt fort, die aktuelle Haushaltslage ermögliche es nach Ansicht der SPD,
einen ersten Einstieg in die Gebührenfreiheit im Bereich der frühkindlichen Bil-
dungsangebote vorzunehmen. Der Änderungsantrag 04/8 sehe dafür Zuweisungen
an Gemeinden und Gemeindeverbände in Höhe von 40 Millionen € im Jahr 2018
und von 120 Millionen € im Jahr 2019 vor. Nach den Zahlen, die das Kultus -
minis terium vorgelegt habe, beliefen sich die Kosten für eine vollständige
Gebührenfreiheit auf 353 Millionen € für die Kinder im Alter von drei Jahren bis
zum Schuleintritt. 

Abschließend äußert er, der von der SPD vorgeschlagene Einstieg in die Gebüh -
renfreiheit sei ein familienpolitisches Signal, welches das Land Baden-Württem-
berg aussenden sollte.

Der Änderungsantrag 04/8 wird mehrheitlich abgelehnt.

Kapitel 0439 mehrheitlich genehmigt.

Den Entschließungsantrag 04/22 lehnt der Ausschuss mehrheitlich
ab.

Kapitel 0440 einstimmig genehmigt.

Der Vorsitzende erinnert daran, der Ausschuss habe Kapitel 0441 – Überregio -
nale und internationale Kulturpflege und Bildungshilfe für Entwicklungsländer –
zu den Resten zurückgestellt.

Kapitel 0442

Landesinstitut für Schulentwicklung, 
Landesmedienzentrum und Medienförderung

Der Änderungsantrag 04/24 wird mehrheitlich abgelehnt.

Kapitel 0442 einstimmig genehmigt.

Kapitel 0445 und 0448 jeweils einstimmig genehmigt.
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Kapitel 0453

Weiterbildung

Ein Abgeordneter der Fraktion der SPD teilt zum Änderungsantrag 04/10 mit, in
der letzten Legislaturperiode sei darauf hingewirkt worden, die Landeszuschüsse
für die Volkshochschulen in Baden-Württemberg in Richtung des Bundesdurch-
schnitts anzuheben. Dies sei damals in Teilen gelungen. Inzwischen sei Baden-
Württemberg bezüglich der Förderung für die Volkshochschulen im Vergleich
der Bundesländer wieder ins Hintertreffen geraten. Daher werde mit dem Än-
derungsantrag 04/10 begehrt, die Volkshochschulen wieder im Sinne des genann -
ten Ziels zu unterstützen.

Zu der Förderung der Volkshochschulen habe er unterschiedliche Signale ver-
nommen. Daher frage er die Kultusministerin, wie sich aus ihrer Sicht die Per-
spektiven für die Finanzierung der Volkshochschulen in Baden-Württemberg dar -
stellten.

Die Ministerin für Kultus, Jugend und Sport erklärt, der Weiterbildungspakt des
Landes laufe noch bis zum Jahr 2020. Insofern sei die Entwicklung bis zu diesem
Zeitpunkt zunächst festgeschrieben. Es sei geplant, im Hinblick auf die Zeit da -
nach darüber zu verhandeln, wie sich das Ziel, den Anteil des Landes an der Fi-
nanzierung der Volkshochschulen auf den Bundesdurchschnitt anzuheben, verfol-
gen lasse. Zur Erreichung dieses Ziels fehlten in Baden-Württemberg nach
heutigem Stand rund 5 Millionen €. Für das nächste Jahr seien diesbezüglich
Gespräche mit den Volkshochschulen bzw. Partnern geplant. In der Koalition
wür den dementsprechende Bewertungen vorgenommen.

Dass Weiterbildung für die Landesregierung eine Rolle spiele, sei im Koali-
tionsvertrag verankert. Daher bleibe das genannte grundsätzliche Ziel erhalten.
Wie sich dieses Ziel in der Finanzierung umsetzen lasse, bleibe abzuwarten.

Da die bestehende Regelung des Weiterbildungspakts bis 2020 bindend sei, liege
kein Zeitdruck vor und sei Hektik nicht geboten. Vor diesem Hintergrund rate sie
auch den Volkshochschulen zu großer Entspannung.

Der Änderungsantrag 04/10 wird mehrheitlich abgelehnt.

Kapitel 0453 mehrheitlich genehmigt.

Kapitel 0455

Pauschalleistungen an die Kirchen und Aufwendungen 
für andere Religionsgemeinschaften und 

sonstige kirchliche Zwecke

Der Vorsitzende ruft die Änderungsanträge 04/48 und 04/49 mit zur Beratung auf.

Ein Abgeordneter der Fraktion der SPD legt dar, die Regierungsfraktionen sähen
in ihrem Änderungsantrag 04/49 vor, die Landesförderung für die Gesellschaften
für christlich-jüdische Zusammenarbeit in den Jahren 2018 und 2019 um jeweils
15 000 € zu erhöhen. Den mit diesem nicht gerade üppigen Betrag verbundenen
guten Willen wolle er nicht kritisieren. In der Begründung des genannten Än-
derungsantrags seien beispielhaft die jüdischen Kulturwochen und die Woche der
Brüderlichkeit genannt. Er bitte um Erläuterung, wofür die 15 000 € konkret vor -
gesehen seien.

Eine Abgeordnete der Fraktion GRÜNE erläutert, die Gesellschaft für christlich-
jüdische Zusammenarbeit habe um diese Mittelaufstockung gebeten, um die vor -
handenen Angebote aufrechterhalten zu können. Hierzu verweise sie darauf, dass
beispielsweise Organisationsaufgaben zu Mehrausgaben führten. Die vorge -
sehene Mittelerhöhung sei nicht mit einem spezifischen Zweck verbunden. 

Sie fügt hinzu, die Regierungsfraktionen stellten diese Mittel sehr gern zur Verfü-
gung, um die Arbeit der genannten Gesellschaft zu unterstützen.

Den Änderungsanträgen 04/48 und 04/49 wird jeweils einstimmig
zugestimmt.
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Kapitel 0455 mit den beschlossenen Änderungen einstimmig ge -
nehmigt.

Kapitel 0460

Sportförderung

Ein Abgeordneter der Fraktion der SPD bringt zum Ausdruck, seine Fraktion
stimme dem Kapitel 0460 zu. Sie begrüße das klare Bekenntnis zum Solidarpakt III
sowie insgesamt zum Breiten-, Gesundheits- und Leistungssport.

Über die Finanzierung von fünf Stellen für Bildungsreferenten im Sport sei be -
reits vielfach – kürzlich auch im Bildungsausschuss – beraten worden. Zudem
seien hierzu bereits bei den Beratungen des Haushaltsplans 2017 Anträge einge-
bracht worden. Auch habe das Sozialministerium eine dauerhafte Finanzierung
der fünf Stellen für Bildungsreferenten in Aussicht gestellt. Insofern sei die SPD
etwas enttäuscht, dass das Thema noch nicht zu einem erfolgreichen Abschluss
habe gebracht werden können. Seiner Einschätzung nach bestehe auch beim
zuständigen Fachausschuss eine entsprechende Erwartung. Hinsichtlich seines
Anliegens hoffe er auf Unterstützung durch die Kultusministerin.

Die Ministerin für Kultus, Jugend und Sport erklärt, das Kultusministerium ver-
handle mit dem Sozialministerium darüber, die in Rede stehenden Stellen mög -
lichst dauerhaft ins Kultusministerium zu überführen. In der betreffenden Sitzung
des Bildungsausschusses habe hinsichtlich der Finanzierung dieser Stellen Ein-
mütigkeit geherrscht. Sie versichere, dass das Kultusministerium an der Übertra-
gung der Stellen arbeite. Völlig unbestritten sei mit diesen Stellen eine wichtige
Aufgabe verbunden. Es sei beabsichtigt, sie fortzuführen. Nach der aktuellen
Regelung werde die Aufgabe wie bisher fortgeführt.

Der Ausschuss empfiehlt dem Plenum ohne Widerspruch, von der
Mitteilung der Landesregierung, Drucksache 16/3004, Kenntnis zu
nehmen.

Kapitel 0460 einstimmig genehmigt.

Kapitel 0465

Jugend und kulturelle Angelegenheiten

Der Vorsitzende ruft die Änderungsanträge 04/50, 04/39, 04/11, 04/25, 04/51,
04/38, 04/40 und 04/52 mit zur Beratung auf.

Ein Abgeordneter der Fraktion der SPD bringt zum Änderungsantrag 04/11 vor,
es bestehe wohl Einigkeit, dass die Förderung der Jugendkunstschulen erhöht
werden sollte.

Er erklärt, den Änderungsantrag 04/39 der AfD halte er für unerträglich. Der AfD
gehe es mit ihrem Antrag erneut um die Vermittlung eines „ausgewogenen
Geschichtsbildes“. Dahinter stecke seines Erachtens ein relativistisches Bild zur
Verharmlosung der Verbrechen des Nationalsozialismus.

Die AfD beantrage, nach der Ziffer 7 a – Studienfahrten zu Gedenkstätten natio -
nalsozialistischen Unrechts – und der Ziffer 7 b – Anteil des Landes Baden-Würt-
temberg für die Mitfinanzierung der Kosten des pädagogischen Personals der In-
ternationalen Jugendbegegnungsstätte Oswiecim/Auschwitz durch alle Länder
(nach Königsteiner Schlüssel) – unter einer Ziffer 7 c das Thema „Studienfahrten
zu bedeutsamen Stätten der deutschen Geschichte“ anzufügen. Dies halte er für
entsetzlich. Mit ihrem Änderungsantrag verfolge die AfD dasselbe Ziel, das sie
auch schon bei den letzten Haushaltsberatungen zu erreichen versucht habe. 

Bei der AfD gebe es keinerlei Lerneffekte. Auch erkenne er einen klaren Wider-
spruch zu den relativierenden Aussagen des Vorsitzenden der AfD-Fraktion bei
den letzten Haushaltsberatungen, der das Ganze als einen „Irrtum“ dargestellt
habe. Offensichtlich handle es sich nicht um einen Irrtum.

Die AfD bringe erneut einen solchen Änderungsantrag ein. Zum anderen beziehe
sich der Änderungsantrag 04/39 wieder auf die gleiche Stelle. Hierin stecke seines
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Erachtens rechtsextremes Gedankengut. Dies halte er mit Blick auf die Verant-
wortung von Demokraten gegenüber der Geschichte des Landes für entsetzlich
und widerlich. 

Abschließend richtet er an die AfD die Frage, ob sie zu den „bedeutsamen Stät-
ten“ das Reichsparteitagsgelände in Nürnberg zähle. 

Ein Abgeordneter der Fraktion der CDU teilt mit, er könne sich den Äußerungen
seines Vorredners inhaltlich fast anschließen, und fügt an, die Deckungsvor -
schläge in den Änderungsanträgen der AfD reichten in keiner Weise aus.

Weiter bringt er vor, die Änderungsanträge 04/11, 04/25 und 04/51, die die För -
derung der Jugendkunstschulen beträfen, unterschieden sich inhaltlich. Dem Ge -
genfinanzierungskonzept, das die FDP/DVP in ihrem Änderungsantrag 04/25
vorschlage, könne die CDU nicht zustimmen. Der Änderungsantrag 04/11 der
SPD sei strukturell hinterlegt. Dies gelte für den Änderungsantrag 04/51 der
Regierungsfraktionen im Prinzip nicht. Insofern bitte er um Verständnis, dass die
CDU den genannten Änderungsanträgen der Opposition nicht zustimmen könne.

Ein Abgeordneter der Fraktion der AfD betont, der Abgeordnete der Fraktion der
SPD unterstelle der AfD eine Gesinnung, die bei ihr nicht vorherrsche. Dies sei
das einzig Widerwärtige. 

Ein Abgeordneter der Fraktion der FDP/DVP unterstreicht, mit ihrem Ände -
rungsantrag 04/51 beantragten Grüne und CDU, die Förderung für Jugendkunst -
schulen in den Jahren 2018 und 2019 jeweils um 200 000 € zu erhöhen. Damit
begehrten die Regierungsfraktionen zum wiederholten Mal „kurz vor knapp“, die
Förderung der Jugendkunstschulen anzuheben. Dieses Vorgehen halte er gegen -
über den Jugendkunstschulen für mehr als suboptimal, da es diesen Einrichtungen
keinerlei Planungssicherheit biete. Auch könne niemand plausibel erklären, dass
es nicht möglich wäre, die entsprechenden höheren Ansätze bereits im Haushalts-
planentwurf zu berücksichtigen. 

Ein weiterer Abgeordneter der Fraktion der SPD teilt mit, in ihrem Änderungs -
antrag 04/11 schlage die SPD eine Finanzierung vor, die strukturell hinterlegt sei.
Die Mehrausgaben im Bereich der Jugendkunstschulen würden durch Minderaus-
gaben beim Schuldendienst als gedeckt angesehen. Dass es solche Minderaus-
gaben gebe, lasse sich wohl von niemandem bestreiten. Daher sei es ihm unver-
ständlich, dass dieser Änderungsantrag bzw. die Gegenfinanzierung nicht mitge-
tragen werden könnten.

Ein Abgeordneter der Fraktion GRÜNE fragt, welche „bedeutsamen Stätten der
deutschen Geschichte“ die AfD konkret meine. 

Ein weiterer Abgeordneter der Fraktion der AfD antwortet, als Beispiel nenne er
den Reichstag in Berlin. Er fügt hinzu, es sei nicht beabsichtigt, hier eine pole -
mische Debatte zu führen.

Ein weiterer Abgeordneter der Fraktion der CDU entgegnet, für Schulausflüge
bzw. Studienfahrten zum Reichstag gebe es bereits andere Finanzierungs mög -
lichkeiten. Daher rate er dazu, sich die vorhandene Förderlandschaft anzuschauen,
bevor entsprechende Änderungsanträge eingebracht würden. Ansonsten bleibe
der Änderungsantrag 04/39 als das stehen, was er sei. In den Beratungen zum
Haushaltsplan 2017 habe die AfD einen ähnlichen Änderungsantrag gestellt;
damals habe die AfD entsprechende Haushaltspositionen umwidmen wollen.
Inso fern sei klar, worum es der AfD mit ihrem Änderungsantrag 04/39 gehe.

Es würden sehr viele Studienfahrten zu sehr unterschiedlichen Aspekten der
deutschen Geschichte unternommen, beispielsweise zu diversen Parlamenten.
Seines Erachtens sei es kein Fehler, die Geschichte gesamtheitlich zu betrachten.
Allerdings sollte nicht immer wieder versucht werden, so zu tun, als ob Fahrten
eigentlich nur zu irgendwelchen Höhepunkten deutscher Geschichte – unter de-
nen die AfD etwas anderes verstehe, als es bei Historikern der Fall sei – unter-
nommen werden sollten. 

Zum Änderungsantrag 04/11 der SPD äußert er, im Hinblick auf eine Gegenfi-
nanzierung über Minderausgaben beim Schuldendienst sei Vorsicht geboten.
Denn die EZB werde wohl keine Rücksicht darauf nehmen, wenn in Baden-Würt-
temberg Minderausgaben beim Schuldendienst für alle Zeit bereits anderweitig
eingeplant würden. Insofern sollten diese Mittel jetzt nicht für Maßnahmen aus-
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gegeben werden, die in wenigen Jahren bei einem etwas höheren Zinsniveau
wieder zurückgenommen werden müssten. Er rate zu etwas mehr Zurückhaltung.

Der soeben zu Wort gekommene Abgeordnete der Fraktion der SPD teilt in
Bezug auf die Ausführungen seines Vorredners mit, wenn angesichts der im Än-
derungsantrag 04/51 beantragten Aufstockung der Mittel um 200 000 € sozusagen
das große Schlachtengemälde der EZB bemüht werden müsse und es darum gehe,
was in ein paar Jahren geschehen könnte, verdeutliche dies die Verlegenheit auf-
seiten der CDU.

Ein weiterer Abgeordneter der Fraktion der FDP/DVP führt aus, manche Ände -
rungsanträge der SPD zu diesem Kapitel seien durchaus im Sinne der FDP/DVP.
Andererseits müsste die von der SPD in mehreren Änderungsanträgen vorge -
schlagene Gegenfinanzierung inzwischen wohl schon ausgereizt sein. 

Er räume ein, dass im Bereich „Jugend und kulturelle Angelegenheiten“ Hand-
lungsbedarf bestehe und hierfür Mittel in gewissem Umfang vorhanden seien. Die
FDP/DVP habe sich darauf konzentriert, in ihren Änderungsanträgen tatsächlich
realisierbare Gegenfinanzierungen vorzuschlagen und nicht sozusagen in die Zu -
kunft zu greifen.

Der zuerst zu Wort gekommene Abgeordnete der Fraktion der AfD bringt zum
Änderungsantrag 04/39 vor, seiner Fraktion gehe es in der Tat um Ganzheit -
lichkeit. Die AfD wolle den gesamten Rahmen der deutschen Historie abdecken.
Dazu zählten sowohl positive als auch negative Beispiele. Er bitte um Verständ-
nis, dass die AfD in ihrem Änderungsantrag keine Besuchsorte konkret benannt
habe.

Eine Abgeordnete der Fraktion GRÜNE merkt an, zu dem Thema des Ände -
rungsantrags 04/39 der AfD seien bereits in den vergangenen Haushaltsberatun-
gen im Finanzausschuss sowie öffentlich im Plenum sehr intensiv Argumente
aus getauscht worden. 

Die Grünen würden die Anträge der AfD insgesamt erneut bewerten. Es sei
festzustellen, dass die AfD in vielen Bereichen die Bereitstellung von Mitteln
ablehne. Dies gelte auch für die Bereiche „Internationale Beziehungen“ und Inte-
gration. 

Den Änderungsantrag 04/39 habe die AfD gestellt, damit ein angeblich positives
Geschichtsbild vermittelt werde. Dies werde an geeigneter Stelle diskutiert und
bewertet. 

Bezug nehmend auf den Wortbeitrag des Abgeordneten der Fraktion der SPD
äußert sie, die SPD unterbreite an sehr vielen Stellen den Vorschlag einer Gegen-
finanzierung über Minderausgaben beim Schuldendienst. Ohne Zweifel sei dies
eine infrage kommende Finanzierung. In der Summe der Vorschläge lasse sich
das von der SPD Beantragte damit aus ihrer Sicht allerdings nicht finanzieren, so-
dass die Grünen dem nicht zustimmen könnten.

Der an erster Stelle zu Wort gekommene Abgeordnete der Fraktion der SPD fragt
die AfD zum Änderungsantrag 04/39, warum sie für das Beantragte eine Ziffer 7 c
vorsehe.

Der an zweiter Stelle zu Wort gekommene Abgeordnete der Fraktion der AfD legt
hierzu dar, das Vorgeschlagene unter die Ziffer 7 b aufzunehmen wäre nicht
passend. Da es eine Ziffer 7 c noch nicht gebe, sei die Anfügung dieser Ziffer
sicherlich sinnvoll. Denn der AfD gehe es nicht um einen Ausschluss oder eine
Streichung, sondern um eine Ergänzung und ein Aufwachsen der Mittel. Damit
sollten Möglichkeiten eröffnet werden, auch andere Stätten zu besuchen.

Der zuerst zu Wort gekommene Abgeordnete der Fraktion der FDP/DVP er -
kundigt sich danach, ob die Mittel zur Förderung von Musikschulen, die in
diesem Kapitel eingestellt seien, übertragbar seien bzw. in vollem Umfang für
die Musikschulen nutzbar blieben, auch wenn sie nicht komplett abgerufen wür-
den.

Die Ministerin für Kultus, Jugend und Sport antwortet, die Mittel für die Musik -
schulen seien übertragbar. Es sei sogar sichergestellt, dass diese Mittel bei den
Musikschulen verbleiben müssten.
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Der Ausschuss empfiehlt dem Plenum ohne Widerspruch, von der
Mitteilung der Landesregierung, Drucksache 16/3009, soweit diese
den Einzelplan 04 betrifft, Kenntnis zu nehmen.

Der Vorsitzende stellt fest, der Änderungsantrag 04/50 gehe weiter als der Än-
derungsantrag 04/39. Insofern werde er zunächst über den Änderungsantrag 04/50
abstimmen lassen.

Dem Änderungsantrag 04/50 wird einstimmig zugestimmt.

Der Vorsitzende äußert, mit der Zustimmung zum Änderungsantrag 04/50 erüb -
rige sich eine Abstimmung über den Änderungsantrag 04/39.

Er gibt bekannt, die Änderungsanträge 04/11, 04/25 und 04/51 seien in den Beträ-
gen gleichlautend, unterschieden sich allerdings in den Begründungen und Zuord-
nungen. Zur Vereinfachung lasse er über diese Änderungsanträge in der Reihen-
folge des Eingangs und damit zunächst über den Änderungsantrag 04/11 abstim-
men.

Die Änderungsanträge 04/11 und 04/25 werden jeweils mehrheit -
lich abgelehnt.

Der Ausschuss stimmt dem Änderungsantrag 04/51 einstimmig zu.

Die Änderungsanträge 04/38 und 04/40 werden jeweils mehrheit -
lich abgelehnt.

Einstimmig stimmt der Ausschuss dem Änderungsantrag 04/52 zu.

Kapitel 0465 mit den beschlossenen Änderungen einstimmig ge -
neh migt.

Der Vorsitzende weist darauf hin, der Änderungsantrag 12/2 betreffe den Einzel -
plan 12 – Allgemeine Finanzverwaltung – und werde dementsprechend bei der
Beratung über den Einzelplan 12 zur Abstimmung gestellt. Etwaige Wortmeldun-
gen zu diesem Änderungsantrag sollten nun erfolgen.

Ein Abgeordneter der Fraktion der AfD äußert zum Änderungsantrag 12/2, seine
Fraktion halte es für ein Gebot der Chancengleichheit, jedem Kind die Schüler -
beförderung zu ermöglichen. Auch Kindern aus Familien mit einer geringeren fi-
nanziellen Ausstattung sollte eine Weiterbildung ermöglicht werden. Daher
beantrage die AfD mit dem Änderungsantrag 12/2, die Mittel für die Schülerbe-
förderung aufzustocken.

Ein Abgeordneter der Fraktion der FDP/DVP bringt zum Ausdruck, selbstver-
ständlich müssten Personen, die die Kosten für die Schülerbeförderung nicht selbst
tragen könnten, davon freigestellt werden und seien die insgesamt für die Schüler-
beförderung zur Verfügung stehenden Mittel aufzustocken. Allerdings bedürfe es
hierzu einer Grundsatzentscheidung von Land und Kommunen. Daher könne die
FDP/DVP dem Änderungsantrag der AfD nicht zustimmen.

Der Vorsitzende erinnert daran, über den Änderungsantrag 12/2 werde im Rah-
men der Beratung des Einzelplans 12 abgestimmt.

Der Vorsitzende stellt fest, dass es zu den Sanierungs- und Erhaltungsmaßnahmen
sowie der Zukunftsoffensive III für den Bereich des Kultusministeriums keine
Fragen gebe.

Abschließend spricht er den Vertreterinnen und Vertretern des Ministeriums
seinen Dank für die Teilnahme an der Sitzung aus.

In der 25. Sitzung am 30. November 2017 wurden die in der 24. Sitzung am 
29. November 2017 zurückgestellten Kapitel 0402 – Allgemeine Bewilligungen –,
0436 – Allgemeine Schulangelegenheiten – und 0441 – Überregionale und inter-
nationale Kulturpflege und Bildungshilfe für Entwicklungsländer beraten. In
diese Beratung wurden die schriftlich eingebrachten Änderungsanträge RESTE
04/1 bis RESTE 04/3, 04/1, 04/2, 04/6, 04/7, 04/19, 04/23, 04/32 bis 04/37, 04/43
bis 04/46 einbezogen (siehe Anlagen).
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Kapitel 0402

Allgemeine Bewilligungen

Der Ausschuss nimmt von dem Schreiben des Ministeriums für
Kultus, Jugend und Sport vom 13. November 2017 – Übersichten
zum Schulhausbau und zum Sportstättenbau (Anlage 3) – ohne
Widerspruch Kenntnis.

Dem Änderungsantrag RESTE 04/1 wird einstimmig zugestimmt.

Den Änderungsantrag 04/37 lehnt der Ausschuss mehrheitlich ab.

Der Änderungsantrag 04/19 insgesamt wird mehrheitlich abge -
lehnt.

Der Änderungsantrag 04/2 verfällt mehrheitlich der Ablehnung.

Kapitel 0402 mit den beschlossenen Änderungen mehrheitlich ge -
nehmigt.

Kapitel 0436

Allgemeine Schulangelegenheiten

Der Vorsitzende ruft die Änderungsanträge 04/34, 04/33, 04/1 Abschnitt III,
04/36, 04/43, 04/44, 04/35, 04/32, RESTE 04/2, 04/45, 04/46, 04/6 und 04/7 mit
zur Beratung auf.

Ein Abgeordneter der Fraktion der AfD fragt zum Titel 429 78 – Nicht aufteilbare
Personalausgaben – nach dem Grund für die bereits im Haushaltsplan 2017 vor -
genommene und auch für die Haushaltsjahre 2018 und 2019 vorgesehene Ansatz -
kürzung.

Ein Abgeordneter der Fraktion der CDU äußert zum Änderungsantrag 04/35 der
Fraktion der AfD verfassungsrechtliche Bedenken. Vor dem Hintergrund des Ar-
tikels 16 a des Grundgesetzes sei dieser Antrag nicht zustimmungsfähig.

Eine Abgeordnete der Fraktion GRÜNE schließt sich den von ihrem Vorredner
zum Ausdruck gebrachten verfassungsrechtlichen Bedenken an und betont,
dass dieser Antrag der AfD Grundrechtseinschränkungen impliziere, die über
Artikel 16 a GG hinaus auch gegen die Artikel 2, 3 und 11 des Grundgesetzes
verstießen. Außerdem weist sie darauf hin, dass der Austritt einer Abgeord-
neten der Fraktion der AfD aus der AfD-Fraktion maßgeblich mit dem hier in
Rede stehenden Programm der AfD „Fit for return“ begründet worden sei, das
zum Teil rassistische Züge aufweise.

Ein weiterer Abgeordneter der Fraktion der AfD erklärt, er wolle nicht weiter
kommentieren, ob das Konzept „Fit for return“ rassistisch sei oder nicht. In dem
Änderungsantrag 04/35 gebe es keine Bezüge dazu, wie es von seiner Vorredne -
rin und seinem Vorredner angemerkt worden sei. Nur 0,3 % aller Flüchtlinge in
Deutschland hielten sich innerhalb der gesetzlichen Vorschriften in Deutschland
auf, während die übrigen einen temporären Status hätten. Im Übrigen sei die In-
formation, die die Abgeordnete der Fraktion GRÜNE von der Abgeordneten der
Fraktion der AfD habe, nicht konsistent, sondern üble Nachrede.

Ein Abgeordneter der Fraktion der SPD erläutert zum Änderungsantrag 04/7 der
SPD-Fraktion, dass es sich hierbei nicht um Referendarinnen und Referendare
handle, sondern um Vertretungskräfte. Hier habe man zahlenmäßig 2 500 Perso -
nen kalkuliert, deren Einstellung nach Besoldungsgruppe A 13 erfolgen solle.

Ein Abgeordneter der Fraktion der FDP/DVP bemerkt, seine Fraktion habe in der
Vergangenheit ansatzweise sinnvolle Anträge der SPD abgelehnt, weil man mit
der Gegenfinanzierung nicht immer ganz einverstanden gewesen sei. Dem Än-
derungsantrag 04/7 der SPD könne seine Fraktion jedoch zustimmen, weil die
Gegenfinanzierungsvorschläge der FDP/DVP-Fraktion in etwa der Summe ent -
sprächen, die hier zusätzlich beantragt werde.
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Die Ministerialdirektorin im Ministerium für Kultus, Jugend und Sport erklärt
zum Titel 429 78 – Nicht aufteilbare Personalausgaben –, dass im Bereich der
hochbegabten Schülerinnen und Schüler keine Mittelkürzung stattgefunden habe.
In diesem Zusammenhang sei auch ein Einnahmetitel angesprochen. Hierin 
enthalten seien Drittmittel insbesondere aus der Hector Stiftung. Weil man jedoch
nicht wisse, wie viele Einnahmen hier in 2018 fließen würden, habe man insoweit
keine Summe einsetzen können.

Der Ausschuss lehnt die Änderungsanträge 04/34, 04/33, 04/1 Ab-
schnitt III und 04/36 jeweils mehrheitlich ab.

Den Änderungsanträgen 04/43 und 04/44 wird jeweils mehrheit -
lich zugestimmt.

Die Änderungsanträge 04/35 und 04/32 verfallen jeweils mehrheit -
lich der Ablehnung.

Den Änderungsanträgen RESTE 04/2, 04/45 und 04/46 wird je -
weils einstimmig bei einigen Enthaltungen zugestimmt.

Die Änderungsanträge 04/6 und 04/7 lehnt der Ausschuss jeweils
mehrheitlich ab.

Kapitel 0436 mit den beschlossenen Änderungen mehrheitlich ge -
nehmigt.

Kapitel 0441

Überregionale und internationale Kulturpflege 
und Bildungshilfe für Entwicklungsländer

Dem Änderungsantrag RESTE 04/3 wird mehrheitlich zugestimmt.

Den Änderungsantrag 04/23 lehnt der Ausschuss mehrheitlich ab.

Kapitel 0441 mit den beschlossenen Änderungen mehrheitlich ge -
nehmigt.

08. 12. 2017

Thekla Walker 
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Anlage 3
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Landtag von Baden-Württemberg       04/17 
16. Wahlperiode 
 
 
 
Änderungsantrag  
der Fraktion der FDP/DVP 
 
 
 
zu dem Entwurf des Staatshaushaltsplans für 2018/2019 
 
 
 
Der Landtag wolle beschließen:  
 
Einzelplan 04  Ministerium für Kultus, Jugend und Sport 
 
Kapitel 0416  Gymnasien und Staatliche Gymnasien in Aufbauform mit Internat 
 
I. Im Betragsteil zu ändern: 
(S. 85) 
 

Titel 
Tit. Gr. FKZ Zweckbestimmung 

Betrag  
für 

2018 
Tsd. EUR 

Betrag  
für 

2019 
Tsd. EUR 

       
 422 01 114 Bezüge und Nebenleistungen der Beamtinnen  

und Beamten 
   

    statt 1.086.238,7 1.079.561,5 
    zu setzen 1.086.243,8 1.079.576,9 
     (+5,1) (+15,4) 
       

 
 
II. Im Stellenteil zu ändern: 
(S. 320) 
 

Titel 
Bes. Gr. 
Entg. Gr. FKZ Bezeichnung 

Stellenzahl 
2018 

Stellenzahl 
2019 

       
 422 01 114 Stellenplan für Beamtinnen und Beamte    
       
   a) Planstellen für Beamtinnen und Beamte    
       
       
       
1. A 11  Fachoberlehrer statt 30,5 30,5 
    zu setzen 32,5 32,5 
     (+2,0) (+2,0) 
       
2. A 10  Fachoberlehrer  statt 15,5 15,5 
    zu setzen 13,5 13,5 
     (-2,0) (-2,0) 
       
  Die Veränderungen sind im Veränderungsnachweis entsprechend darzustellen.  

 
 
28.11.2017 
 
Dr. Rülke, Dr. Aden und Fraktion 
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B e g r ü n d u n g  
 
Nach Angaben des Kultusministeriums in der Antwort auf eine Anfrage der FDP/DVP-Fraktion warteten Anfang des 
Jahres 2017 insgesamt 3.367 Fachlehrer und Technische Lehrkräfte auf ihre Beförderung; die Wartezeit bis zur Be-
förderung belaufe sich auf neun bis 15 Jahre (Landtags-Drucksache 16/1169, S. 6). Die Fachlehrer und Technischen 
Lehrkräfte werden mit einer Eingangsbesoldung von A9 beziehungsweise A10 im Verhältnis zu den wissenschaft-
lichen Lehrkräften niedriger eingestuft und erhalten zugleich eine höhere Deputatsverpflichtung. Eine Beförderung 
nach angemessener Zeit vorzunehmen, sieht die FDP/DVP-Fraktion als wichtig und notwendig an, um die Leistungen 
der Fachlehrer und technischen Lehrkräfte zu honorieren. In den Entwurf zum Staatshaushaltsplan für die Jahre 2018 
und 2019 sind jedoch keine Mittel eingestellt, um diesen Beförderungsstau abzubauen. Deshalb wird hiermit bean-
tragt, Mittel für insgesamt 321 Stellenhebungen in den Schulkapiteln des Haushaltsplans vorzunehmen, das entspricht 
10 Prozent der im Haushaltsplan ausgewiesenen Stellen für Fachlehrer und Technische Lehrkräfte. Die Gegenfinan-
zierung erfolgt durch Streichung von Stellenaufwüchsen in der Umweltverwaltung. 
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